
Anlage 2 

3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.046 – Hansastraße - 

Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 13a (1) Satz 2 Nr. 2 BauGB 
 

Gem. § 13 a (1) Satz 2 Nr. 2 BauGB kann das beschleunigte Verfahren nur auf 
Bebauungspläne der Innenentwicklung angewendet werden, die 
− eine Grundfläche von weniger als 20 000 m² festsetzen oder 
− eine Grundfläche von 20 000 bis weniger als 70 000 m² festsetzen, wenn auf 
Grund einer Vorprüfung des Einzelfalls zu erwarten ist, dass der Bebauungsplan 
voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat. Dabei entspricht die 
Grundfläche nach § 19 (2) BauNVO dem errechneten Anteil des Grundstücks, der 
von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. 
Für den Fall, dass weder eine Grundflächenzahl noch eine Größe der Grundfläche 
angegeben wird, sieht § 13a Abs. 1 Satz 3 vor, dass auf die bei Durchführung des 
Bebauungsplans voraussichtlich (incl. der vorhandenen) versiegelte Fläche 
abzustellen ist. 
 

Der Bebauungsplan Nr. 01.046 setzt innerhalb seines gesamten Geltungsbereiches 
eine Grundfläche von insgesamt rd. 26.131 m² fest.  
 

Die anrechenbare planungsrechtlich ausnutzbare Grundfläche im Sinne des § 19 (2) 
BauNVO, die aufgrund der festgesetzten Arten der baulichen Nutzung möglich ist, 
unterschreitet somit die o.a. maßgebliche Marke von 70.000 m². Sie überschreitet 
jedoch die untere Grenze von 20.000 m². 
Hierfür ist die Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 13a (1) Satz. 2 Nr. 2 BauGB 
zwingend erforderlich.  
 

Die Gemeinde hat bei der Vorprüfung des Einzelfalls überschlägig abzuschätzen, ob 
der Bebauungsplan erhebliche Umweltauswirkungen haben kann. Dies kann gerade 
bei Bebauungsplänen, die der Innenentwicklung dienen, unaufwändig und rasch 
unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 2 BauGB geschehen. Von 
vornherein sind nur erhebliche Umweltauswirkungen zu berücksichtigen. Die 
Vorprüfung hat nicht das Ziel, mit einer in Einzelheiten gehenden Untersuchung das 
Vorliegen erheblicher Umweltauswirkungen abschließend festzustellen.  
 
Vorprüfung: 
 

Nr. Kriterium Erhebliche Auswirkungen 
1. Merkmale des B-Plans in Bezug auf: 

1.1 

das Ausmaß, in dem der 
Bebauungsplan einen Rahmen im 
Sinne des § 14b Abs. 3 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
setzt; 

Ziel der Bebauungsplanänderung ist die 
planungsrechtliche Umwandlung einer 
öffentlichen Grünfläche in eine 
Baufläche, um die Errichtung einer Kita 
zu ermöglichen. Die zu überplanende 
Fläche wird derzeit als intensiv gepflegte 
Rasenfläche genutzt. Im Bereich des 
geplanten Kita-Grundstückes werden 
voraussichtlich ca. 500 qm (versiegelte) 
Grundfläche zusätzlich entstehen. Die im 
gesamten Bebauungsplan Nr. 01.046 
vorhandene Grundfläche von 26.131 qm 
wird daher nur um ca. 2% zunehmen. 



Dies wird nicht zu erheblichen 
Auswirkungen führen. 

1.2 
das Ausmaß, in dem der 
Bebauungsplan andere Pläne und 
Programme beeinflusst; 

Der FNP kann im Wege der Berichtigung 
gemäß § 13a (2) Nr. 2 BauGB an die 
Planung angepasst werden.  

1.3 

die Bedeutung des Bebauungsplans 
für die Einbeziehung 
umweltbezogener, einschließlich 
gesundheitsbezogener Erwägungen, 
insbesondere im Hinblick auf die 
Förderung der nachhaltigen 
Entwicklung; 

Keine Bedeutung erkennbar 

1.4 
die für den Bebauungsplan relevanten 
umweltbezogenen, einschließlich 
gesundheitsbezogener Probleme; 

Keine Bedeutung erkennbar 

1.5 
die Bedeutung des Bebauungsplans 
für die Durchführung nationaler und 
europäischer Umweltvorschriften. 

Keine Bedeutung erkennbar 

2 
Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen 
Gebiete, insbesondere in Bezug auf: 

2.1 
die Wahrscheinlichkeit, Dauer, 
Häufigkeit und Umkehrbarkeit der 
Auswirkungen; 

erhebliche Auswirkungen nicht 
erkennbar 

2.2 
den kumulativen und 
grenzüberschreitenden Charakter der 
Auswirkungen; 

erhebliche Auswirkungen nicht 
erkennbar 

2.3 

die Risiken für die Umwelt, 
einschließlich der menschlichen 
Gesundheit (zum Beispiel bei 
Unfällen); 

erhebliche Auswirkungen nicht 
erkennbar 

2.4 
den Umfang und die räumliche 
Ausdehnung der Auswirkungen; 

erhebliche Auswirkungen nicht 
erkennbar 

2.5 

die Bedeutung und die Sensibilität des 
voraussichtlich betroffenen Gebiets auf 
Grund der besonderen natürlichen 
Merkmale, des kulturellen Erbes, der 
Intensität der Bodennutzung des 
Gebiets jeweils unter Berücksichtigung 
der Überschreitung von 
Umweltqualitätsnormen und 
Grenzwerten; 

erhebliche Auswirkungen nicht 
erkennbar 

2.6 folgende Gebiete:  

2.6.1 

im Bundesanzeiger gemäß § 10 Abs. 6 
Nr. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
bekannt gemachte Gebiete von 
gemeinschaftlicher Bedeutung oder 
Europäische Vogelschutzgebiete, 

keine Auswirkungen 

2.6.2 

Naturschutzgebiete gemäß § 23 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, soweit 
nicht bereits von Nummer 2.6.1 
erfasst, 

keine Auswirkungen 

2.6.3 
Nationalparke gemäß § 24 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, soweit 

keine Auswirkungen 



nicht bereits von Nummer 2.6.1 
erfasst, 

2.6.4 

Biosphärenreservate und 
Landschaftsschutzgebiete gemäß den 
§§ 25 und 26 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, 

keine Auswirkungen 

2.6.5 
gesetzlich geschützte Biotope gemäß 
§ 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, 

keine Auswirkungen 

2.6.6 

Wasserschutzgebiete gemäß § 19 des 
Wasserhaushaltsgesetzes oder nach 
Landeswasserrecht festgesetzte 
Heilquellenschutzgebiete sowie 
Überschwemmungsgebiete gemäß § 
31b des Wasserhaushaltsgesetzes, 

keine Auswirkungen 

2.6.7 

Gebiete, in denen die in den 
Gemeinschaftsvorschriften 
festgelegten Umweltqualitätsnormen 
bereits überschritten sind, 

keine Auswirkungen 

2.6.8 

Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, 
insbesondere Zentrale Orte und 
Siedlungsschwerpunkte in verdichteten 
Räumen im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 
und 5 des Raumordnungsgesetzes, 

keine Auswirkungen 

2.6.9 

in amtlichen Listen oder Karten 
verzeichnete Denkmäler, 
Denkmalensembles, Bodendenkmäler 
oder Gebiete, die von der durch die 
Länder bestimmten 
Denkmalschutzbehörde als 
archäologisch bedeutende 
Landschaften eingestuft worden sind. 

keine Auswirkungen 

 

Unter Berücksichtigung der o.g. Kriterien wird die Einschätzung erlangt, dass die 
Bebauungsplanänderung voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen 
hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen wären. 
 
 


